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ERFURT – Es ist nicht neu, aber immer wieder erschütternd, wie
sich  die  CDU,  die  sich  selbst  als  „Partei  der  Deutschen
Einheit“  versteht,  den  Steigbügelhalter  für  eine
abgewirtschaftete rot-rot-grüne Landesregierung macht. So auch
heute wieder, als im Landtag christdemokratische Abgeordnete
für die skandalöse Erhöhung der Rundfunkbeiträge stimmten.

Skandalös,  weil  das  ganze  Öffentlich-Rechtliche  System  in
Deutschland nicht mehr zeitgemäß ist und jedes Jahr Milliarden
Euros allein für „Unterhaltung“ verschleudert, weil man das
1946 mal als „Grundversorgung“ festgelegt hat. Und das war
richtig, ein Jahr nach dem großen Krieg, denn es gab nichts zu
lachen – kein ZDF, keine Privatsender, kein Internet, kein
Netflix und kein YouTube. Aber heute? Warum zwingen wir die
Haushalte  in  Deutschland,  mit  Zwangsgebühren  alberne
Spielshows  und  Vorabendserien  zu  finanzieren?  Weil  alle
mitmachen  –  außer  der  AfD,  die  aber  allein  nicht  zu
entscheiden  hat.

Der  AfD  wäre  es  in  Sachsen-Anhalt  fast  gelungen,  eine
rechnerisch parlamentarische Mehrheit zusammen mit der CDU zu
politischer Macht zu formen. Die CDU in Magdeburg stand aller
Angriffe aus Berlin wie eine Eins, aber ihr Ministerpräsident
Reiner  Haseloff  zog  dann  die  Notbremse  und  nahm  den
Gesetzentwurf  zum  Staatsvertrag  vor  der  entscheidenden
Abstimmung im Landtag von der Tagesordnung. Und weil alle
Bundesländer zustimmen müssten, wird es erstmal keine Erhöhung
geben. Gut so.

Viel ärgerlicher ist aber, dass die thüringische CDU die von
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der  Bevölkerung  im  Freistaat  abgewählte  Ramelow-Koalition
weiter  am  Leben  erhält.  Wie  die  Mehrheitsverhältnisse
tatsächlich sind, wurde am 5. Februar sichtbar, als der FDP-
Politiker Thomas Kemmerich kurzzeitig zum Ministerpräsidenten
gewählt wurde, bis die Kanzlerin aus Südafrika anordnete, eine
demokratische und rechtmäßige Wahl „rückgängig“ zu machen. Und
so vollzogen es alle Höflinge und die Partei Adenauers und
Kohls half mit, einem gescheiterten Ministerpräsidenten wieder
ins Amt zu hieven. Demokratie geht anders.

Auf ihrem Bundesparteitag in Hamburg hatte die CDU übrigens
2018  einen  Unvereinbarkeitsbeschlusss  für  Kooperationen
zwischen CDU und Linken sowie der AfD beschlossen. Wie man in
Thüringen sieht, ist dieser Beschluss nicht das Papier wert,
auf dem er geschrieben steht.

 


